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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 112/2023 

Bundesgesetz, mit dem das ORF-Gesetz, die Fernmeldegebührenordnung, das Fernsprechentgeltzuschussgesetz, das Fi-
nanzausgleichsgesetz 2017, das KommAustria-Gesetz, das Kommunikationsplattformen-Gesetz, das Fernseh-Exklusiv-
rechtegesetz und das Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz geändert werden, ein ORF-Beitrags-Gesetz 2024 erlassen 
wird sowie das Rundfunkgebührengesetz, das Fernmeldegebührengesetz und das Kunstförderungsbeitragsgesetz 1981 auf-
gehoben werden (nachhaltige Finanzierung eines unabhängigen öffentlich-rechtlichen Rundfunks; Novellierung des K-SVFG 

und übersichtliche Darstellung aller den KSVG betreffenden Bestimmungen)  

 

BGBl II 261/2023 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über eine abschnitts-
bezogene Geschwindigkeitsüberwachung 2023 im Abschnitt Ofenauertunnel – Hieflertunnel der A 10 Tauern Autobahn (Sec-
tion Control-Messstreckenverordnung A 10 Ofenauertunnel – Hieflertunnel 2023) 

 

BGBl II 262/2023 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Verordnung über Bildungsstandards 
im Schulwesen und die Bildungsdokumentationsverordnung 2021 geändert werden 

 

BGBl II 263/2023 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen zur Durchführung der digitalen Befreiungserklärung (Befreiungserklärungs-
Durchführungsverordnung – BefE-DVO) 

 

BGBl II 264/2023 

Verordnung des Vorstands der E-Control über die Voraussetzungen an die fachliche Qualifizierung und Requalifizierung von 
Energiedienstleisterinnen und Energiedienstleistern (Energieeffizienz-Qualifikationsbewertungs-Verordnung – EEff-QBVO) 

 

BGBl II 265/2023 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die elektronische Übermittlung von Aufzeichnungen gemäß § 18a des 
Umsatzsteuergesetzes 1994 

 

AUSGABE 37 | 15.09.2023 
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BGBl II 266/2023 

Verordnung des Bundesministers für europäische und internationale Angelegenheiten über die Festsetzung von Hundertsätzen 
für die Bemessung von Kaufkraftausgleichszulagen für im Ausland verwendete Beamte und Vertragsbedienstete des Bundes 

 

BGBl II 267/2023 

Kundmachung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Kundmachung über 
Einrichtungen und Vereinigungen mit Betreuungsangebot für Personen im Hinblick auf Suchtgiftmissbrauch geändert wird 

 

BGBl II 268/2023 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Beträge für die Gewährung von Schul-
beihilfen und Heimbeihilfen für das Schuljahr 2023/24 festgesetzt werden (Schülerbeihilfen-Valorisierungsverordnung 2023) 

 

BGBl III 145/2023 (Anlage) 

Änderung der Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich zum Mehrseitigen Übereinkommen zur Umsetzung steu-
erabkommensbezogener Maßnahmen zur Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 

 

BGBl III 140/2023 

Kundmachung der Bundesministerin für EU und Verfassung betreffend Verlängerung der Vereinbarung zwischen der Ös-
terreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik Ghana über bilaterale Kooperation im Bereich der Ausbil-
dung durch Entsendung und Finanzierung von Personal an das Kofi Annan International Peacekeeping Training Centre 
(KAIPTC) 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
Keine Rechtsakte mit Gesetzescharakter im Berichtszeitraum. 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum.  

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum.  

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
BVwG 22.08.2023, W137 2251172-1 

DatenschutzG; DSGVO; eine detaillierte Prüfung des Ausnahmetatbestands des Art 14 Abs 5 lit b DSGVO konnte entfallen, 
da alle Informationen gem Art 14 Abs 1 und 2 leg cit iVm § 24 Abs 6 DatenschutzG erteilt wurden; es könnte zwar ein Ausnah-
metatbestand des Art 14 Abs 5 lit b DSGVO erfüllt sein, da das gesamte Lehrpersonal an österreichischen Personen eine 
erhebliche Anzahl an Personen darstellt; eine Einzelfallabwägung wäre dennoch zwingend erforderlich 
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BVwG 23.08.2023, W128 2269976-1 

UniversitätsG; bei der Anerkennung von Prüfungen und anderen Studienleistungen sind die sich aus den Studienordnungen 
ergebenden objektiven Merkmale des Prüfungsstoffs der Maßstab, aber keine individuelle, auf einen konkreten Turnus abge-
stellte Betrachtung; eine Anerkennung der beantragten Ausbildung scheitert bereits an dem vom Gesetzgeber definierten Kri-
terium „Lernergebnisse“ 

 

LVwG Oö 27.06.2023, LVwG-170048 

Oö BauO; die Bewilligungsfähigkeit eines Vorhabens ist anhand der damals geltenden materiellen baurechtlichen Bestimmun-
gen zu beurteilen; andere Rechtsvorschriften, wie insb das Raumordnungsrecht und der Flächenwidmungsplan sind in der 
aktuell gültigen Fassung anzuwenden 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
14.09.2023, Rs C-393/22, EXTÉRIA 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Gerichtliche Zuständigkeit und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen – Verordnung (EU) Nr 1215/2012 – Besondere Zuständigkeit, wenn ein 
Vertrag oder Ansprüche aus einem Vertrag den Gegenstand des Verfahrens bilden – Art 7 Nr 1 Buchst b – Begriff des Vertrags 
über die ‚Erbringung von Dienstleistungen‘ – Beendigung eines Vorvertrags über den künftigen Abschluss eines Franchisever-
trags 

 

14.09.2023, Rs C-821/21, Club La Costa ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Gerichtliche Zuständigkeit und Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen – Verordnung (EU) Nr 1215/2012 – Besondere Zustän-
digkeiten – Zuständigkeit für Verbrauchersachen – Art 18 Abs 1 – Begriff ,anderer Vertragspartner‘ – Art 63 – Wohnsitz einer 
juristischen Person – Verordnung (EG) Nr 593/2008 – Auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendendes Recht – Rechtswahl 
– Art 3 – Freie Rechtswahl – Art 6 – Verbraucherverträge – Grenzen – Verbrauchervertrag über Teilzeitnutzungsrechte an 
Ferienwohnungen durch ein Punktesystem 

 

14.09.2023, Rs C-632/21, Diamond Resorts Europe ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Verordnung (EG) Nr 593/2008 – Auf vertrag-
liche Schuldverhältnisse anzuwendendes Recht – Anwendungsbereich – Verträge über die Teilzeitnutzung von Immobilien – 
Auf die Nichtigerklärung dieser Verträge gerichtete Klage – Parteien mit britischer Staatsangehörigkeit – Rechtswahl – Art 3 – 
Freie Rechtswahl – Art 4 Abs 1 Buchst b und c – Mangels Rechtswahl anzuwendendes Recht – Art 6 – Verbraucherverträge 
– Grenzen 

 

14.09.2023, Rs C-71/21, Sofiyska gradska prokuratura ua (Mandats d’arrêt successifs) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Übereinkommen über das Übergabeverfah-
ren zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der Republik Island und dem Königreich Norwegen – Art 1 Abs 
3 – Grundrechte – Weigerung eines Mitgliedstaats, einen vom Königreich Norwegen erlassenen Haftbefehl zu vollstrecken 
– Erlass eines neuen Haftbefehls durch das Königreich Norwegen gegen dieselbe Person wegen derselben Handlung – Prü-
fung durch einen anderen Mitgliedstaat – Berücksichtigung der Weigerung, den ersten Haftbefehl zu vollstrecken 
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14.09.2023, Rs C-246/22, Staatsanwaltschaft Köln und Bundesamt für Güterverkehr (Transport de conteneurs vides) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verkehr – Kombinierter Güterverkehr zwischen Mitgliedstaaten – Richtlinie 92/106/EWG 
– Grenzüberschreitende Beförderung von Gütern auf der Straße – Verordnung (EG) Nr 1072/2009 – Beförderung von Leer-
containern vor der Beladung oder nach der Entladung von Gütern im Rahmen des kombinierten Verkehrs – Nichtanwendbarkeit 

der Kabotagebestimmungen 

 

14.09.2023, Rs C-113/22, TGSS (Refus du complément de maternité) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Richtlinie 79/7/EWG – Gleichbehandlung von Männern und Frauen im 
Bereich der sozialen Sicherheit – Art 6 – Nationale Regelung, wonach nur Frauen einen Anspruch auf eine Rentenzulage haben 
– Vorabentscheidungsurteil des Gerichtshofs, wonach diese Regelung eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts darstellt – Verwaltungspraxis, wonach diese Regelung ungeachtet des Urteils weiterhin angewandt wird – Andere 
Diskriminierung – Finanzielle Wiedergutmachung – Erstattung der Auslagen für Prozesskosten und Anwaltshonorare 

 

14.09.2023, Rs C-83/22, Tuk Tuk Travel 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie (EU) 2015/2302 – Art 5 – Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen – 
Rücktritt von einem Pauschalreisevertrag – Unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände – Covid-19-Pandemie – Rücktritts-
recht – Anspruch auf volle Erstattung – Dem Reiseveranstalter obliegende Informationspflicht – Art 12 – Anwendung der im 
nationalen Recht verankerten Grundsätze der Verhandlungsmaxime und der Bindung an die Parteianträge – Wirksamer Ver-
braucherschutz – Prüfung von Amts wegen durch das nationale Gericht – Voraussetzungen 

 

14.09.2023, Rs C-55/22, Bezirkshauptmannschaft Feldkirch 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 50 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Grundsatz ne bis in idem – 
Rechtskräftige Einstellung eines ersten Verfahrens, das wegen Verstoßes gegen eine Bestimmung des nationalen Glücks-
spielrechts eingeleitet wurde – Verwaltungsstrafe, die wegen eines auf demselben Sachverhalt beruhenden Verstoßes gegen 
eine andere Bestimmung dieses Rechts verhängt wurde – Einstellung des ersten Verfahrens wegen einer falschen rechtlichen 

Einordnung des begangenen Verstoßes 

 

14.09.2023, Rs C-27/22, Volkswagen Group Italia und Volkswagen Aktiengesellschaft 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 50 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Grundsatz ne bis in idem – 
Wegen unlauterer Geschäftspraktiken verhängte Sanktionen – Strafrechtliche Natur der Sanktion – Strafrechtliche Sanktion, 
die in einem Mitgliedstaat nach dem Erlass einer Sanktion wegen unlauterer Geschäftspraktiken in einem anderen Mitgliedstaat 
verhängt wurde, aber vor dieser Sanktion rechtskräftig geworden ist – Art 52 Abs 1 – Einschränkungen des Grundsatzes ne 
bis in idem – Voraussetzungen – Koordinierung der Verfahren und Sanktionen 

 

14.09.2023, Rs C-820/21, Vinal 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbrauchsteuern – Richtlinie 2008/118/EG – Art 16 – Steuerlagerverfahren – Bedingun-
gen für die Erteilung einer Zulassung für die Eröffnung und den Betrieb eines Steuerlagers durch einen zugelassenen La-
gerinhaber – Nichteinhaltung dieser Bedingungen – Endgültiger Entzug der Zulassung, der zusätzlich zur Verhängung eines 
Bußgelds erfolgt – Art 50 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Grundsatz ne bis in idem – Verhältnismäßig-
keit 

 

14.09.2023, verb Rs C-508/21 P u C-509/21 P, Kommission/ Dansk Erhverv 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Art 107 Abs 1 AEUV – Verkauf von Dosengetränken an Personen mit Wohnsitz im 
Königreich Dänemark – Verkauf ohne Pfand unter der Bedingung des Exports der gekauften Getränke – Nichtverhängung 
einer Geldbuße – Begriff ‚staatliche Beihilfe‘ – Begriff ‚staatliche Mittel‘ – Beschluss, mit dem erklärt wird, dass keine Beihilfe 

vorliegt – Nichtigkeitsklage 

 

14.09.2023, Rs C-466/21 P, Land Rheinland-Pfalz/ Deutsche Lufthansa 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Luftverkehrssektor – Dem Flughafen Frankfurt-Hahn von der Bundesrepublik Deutsch-
land gewährte Betriebsbeihilfe – Art 108 AEUV – Beschluss, kein förmliches Prüfverfahren zu eröffnen – Nichtigkeitsklage – 
Eigenschaft als Beteiligter – Wahrung der Verfahrensrechte 
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B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
Keine Schlussanträge im Berichtszeitraum. 

 

C. GERICHT 

 
13.09.2023, Rs T-745/22, DGNB/ EUIPO (Représentation d’une ligne blanche incurvée dans un carré foncé) 

Unionsmarke – Anmeldung einer Unionsbildmarke, die eine geschwungene weiße Linie in einem dunklen Quadrat darstellt 
– Absolutes Eintragungshindernis – Fehlende Unterscheidungskraft – Art 7 Abs 1 Buchst b der Verordnung (EU) 
2017/1001 

 

13.09.2023, Rs T-488/22, Kaufdas.online/ EUIPO - Kaufland (KAUFDAS ONLINE) 

Unionsmarke – Widerspruchsverfahren – Anmeldung der Unionsbildmarke KAUFDAS ONLINE – Ältere Unionswortmarke 
KAUFLAND und ältere Unionsbildmarke Kaufland – Relatives Eintragungshindernis – Verwechslungsgefahr – Art 8 Abs 1 
Buchst b der Verordnung (EU) 2017/1001 

 

13.09.2023, Rs T-523/21 u T-216/22, Shatrov/ Rat 

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik – Restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Belarus – Einfrieren von 
Geldern – Beschränkung der Einreise in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten – Aufnahme des Namens des Klägers in die 
Listen der betroffenen Personen, Organisationen und Einrichtungen und Belassung seines Namens auf diesen Listen – Beur-

teilungsfehler 

 

13.09.2023, Rs T-349/21, Deutschland/ Kommission 

Rechtsangleichung – Richtlinie 95/16/EG – Richtlinie 2014/33/EU – Schutzklausel – Nationale Maßnahme, mit der das In-
verkehrbringen eines Aufzugsmodells verboten wird – Grundlegende Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen – Be-
schluss der Kommission, mit dem die Maßnahme für nicht gerechtfertigt erklärt wird – Offensichtlicher Beurteilungsfehler 

 

13.09.2023, Rs T-525/20, ITD und Danske Fragtmænd/ Kommission 

Staatliche Beihilfen – Postsektor und Straßengüterverkehr – Beschwerde eines Wettbewerbers – Kapitalzuführung, die 
ein öffentliches Unternehmen seiner Tochtergesellschaft gewährt – Beschluss, mit dem am Ende der Vorprüfungsphase das 
Nichtvorliegen einer staatlichen Beihilfe festgestellt wird – Muttergesellschaft des Konzerns, die von zwei Mitgliedstaaten ge-
meinsam kontrolliert wird – Genehmigung der Kapitalzuführung durch die Muttergesellschaft des Konzerns – Zurechenbarkeit 

an den Staat 

 

13.09.2023, Rs T-65/18 RENV, Venezuela/ Rat 

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik – Restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Venezuela – Verbot des 
Verkaufs, der Lieferung, der Weitergabe oder der Ausfuhr bestimmter Güter und Dienstleistungen – Recht auf Anhörung – 
Begründungspflicht – Materielle Unrichtigkeit der Tatsachenfeststellung – Offensichtlicher Beurteilungsfehler – Völkerrecht 

 

13.09.2023, Rs T-97/21 u T-215/22, Synesis/ Rat 

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik – Restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Belarus – Einfrieren von 
Geldern – Aufnahme des Namens des Klägers in die Listen der betroffenen Personen, Organisationen und Einrichtungen und 
Belassung seines Namens auf diesen Listen – Beurteilungsfehler 

 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277359&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1695356
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https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277345&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1695356


 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
07.09.2023, Beschwerde Nr 77940/17, Index.hu Zrt/Ungarn 

Verletzung von Art 10 EMRK (Freiheit der Meinungsäußerung); objektive Haftung eines Internet-Nachrichtenportals für die 
Veröffentlichung von Äußerungen Dritter, die sich als falsch und diffamierend erwiesen haben; Versäumnis der inländischen 
Gerichte, Normen anzuwenden, die mit den Grundsätzen von Art 10 in Einklang stehen 

 

12.09.2023, Beschwerde Nr 10443/12, Geylani u.a./Türkei 

Verletzung von Art 3 EMRK (Verbot der Folter); Verletzung von Art 11 EMRK (Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit); 
Einsatz von Wasserwerfern durch die Polizei zur Auflösung einer friedlichen Demonstration, die zu einer Verletzung eines 
BF führte; Rsp zum Einsatz von Tränengasgranaten und Gummigeschossen ist in Anbetracht der Gefährlichkeit von Wasser-
werfern sinngemäß anzuwenden: polizeiliche Maßnahmen müssen durch innerstaatliches Recht im Rahmen eines Systems 
angemessener und wirksamer Schutzvorkehrungen gegen Willkür genehmigt und hinreichend abgegrenzt sein; kein Nachweis, 
dass das Eingreifen der Sicherheitskräfte ordnungsgemäß geregelt und so organisiert war, dass die Gefahr von Körperverlet-
zungen für die Demonstranten so gering wie möglich gehalten wurde; die Anwendung von Gewalt war weder durch das Verhal-
ten des BF unbedingt erforderlich noch für die Unterdrückung einer Massenunruhe unerlässlich 

 

12.09.2023, Beschwerde Nr 84048/17, Eigirdas and VĮ „Demokratijos plėtros fondas”/Litauen 

Verletzung von Art 10 EMRK (Freiheit der Meinungsäußerung); ungerechtfertigte Verpflichtung zur Veröffentlichung von 
Entscheidungen der Selbstregulierungseinrichtung der Medien, die gegen die BF ein Disziplinarverfahren wegen Verstoßes 
gegen die Standesregeln für Journalisten und Verleger im Zusammenhang mit zwei Artikeln über Angelegenheiten von öffent-
lichem Interesse eingeleitet hat; Eingriffe, die „in einer demokratischen Gesellschaft nicht notwendig" sind 

 

12.09.2023, Beschwerde Nr 28834/19, Lapunov/Russland 

Verletzung von Art 3 EMRK (Verbot der Folter); Verletzung von Art 5 EMRK (Recht auf Freiheit und Sicherheit); Verletzung 
von Art 14 EMRK (Diskriminierungsverbot); Entführung, Inhaftierung und Folterung des BF durch staatliche Bedienstete in 
Tschetschenien aufgrund seiner sexuellen Ausrichtung; schwere Menschenrechtsverletzungen, die gegen Personen auf-
grund ihrer wahrgenommenen oder sexuellen Ausrichtung begangen wurden; Versäumnis des Staats, der Beweislast nachzu-
kommen, indem er überzeugende Erklärungen liefert, die die glaubwürdigen Anschuldigungen widerlegen können; systemati-
sches Versagen bei der Untersuchung nicht anerkannter Verhaftungen und des Verschwindenlassens von Personen in Tschet-
schenien erstreckte sich allgemein auf die Unwirksamkeit der dortigen Untersuchungen in Bezug auf Beschwerden nach Art 2 

und 3, die Anschuldigungen gegen staatliche Bedienstete enthielten 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-226196
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-226464
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-226471
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-226449
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/polizeirecht_aktuell/


 

 

Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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